
 

WARUM ES NEIN ZUR STEUERREVISION BRAUCHT 

Die vorgelegte Steuerrevision löst keine drängenden Probleme, sondern verschärft die 

Lebenssituation des Mittelstandes.  

Für Steuersenkungen besteht im Kanton Zug keine Notwendigkeit. Denn niemand leidet unter einer 
zu grossen Steuerbelastung. Im Gegenteil: Im schweizweiten Steuerwettbewerb sind wir bereits 
Nummer eins. Mit der erneuten Senkung heizen wir nur einmal mehr den Steuerwettbewerb an. 
Zudem führt das vorliegende Steuerrevisionspaket dazu, dass noch mehr Personen mit einem 
Einkommen von über 250.000 Franken angelockt werden, obwohl der Kanton Zug im schweizweiten 
Vergleich bereits heute einen überdurchschnittlichen Anteil Personen mit sehr hohen Einkommen hat 
(4.4% im Kanton Zug gegenüber 1.5% schweizerischer Durchschnitt). Von den Änderungen bei den 
Vermögenssteuern profitieren vor allem Millionärinnen und Millionäre - denn 82.09% des Zuger 
Vermögens ist in ihren Händen. Dabei wurden 2009 bereits die Maximalbeiträge für Superreiche um 
20% gesenkt. Gleichzeitig sind die Mietpreise im Kanton Zug stark angestiegen.  

So wird es für überaus reiche Menschen noch attraktiver, im Kanton Zug zu wohnen. Was das 

bedeutet, wissen die Zugerinnen und Zuger: steigende Wohnkosten. Die Mieten gehen hoch und 

Wohneigentum wird noch unerschwinglicher.  

Dabei zeigen Studien, dass sich für Mittelstandsfamilien das Wohnen im Kanton Zug trotz der tiefen 

Steuern und aufgrund der hohen Wohnkosten bereits heute nicht rechnet.1  Die Steuersenkungen 

schaden dem Mittelstand und Personen mit geringem Einkommen, indem sie die 

Wohnraumknappheit verschärfen und dadurch zu noch höheren Mieten führen. Dabei sind die 

Mieten im Kanton Zug bereits heute die höchsten in der Schweiz und der Leerwohnungsbestand 

minimal. Während mit der Steuersenkung um Superreiche gebuhlt wird, erhöhen sich die 

Lebenskosten für die breite Bevölkerung. Der Kanton darf aber nicht nur für gut Verdienende und 

Vermögende attraktiv sein! Auch für Normalverdienende und Personen ohne grösseres Vermögen soll 

unser Kanton lebenswert bleiben.  

 

 

 
1 https://www.credit-suisse.com/media/assets/private-

banking/docs/ch/privatkunden/anlegen/studie-finanzielle-wohnattraktivitaet-mai-2021-de.pdf  
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Grafik: entwicklung der Mietpreise im Kanton Zug. Quelle https://realadvisor.ch/de/immobilienpreise-

pro-m2/stadt-zug 

Der Kanton Zug hat den tiefsten Leerwohnungsbestand und die höchsten Durchschnittsmietpreise. 

Ein Anheizen des Steuerwettbewerbs verschlechtert die Situation weiter.  

Die Revision heizt die Wohnkostenspirale zum denkbar schlechtesten Zeitpunkt an: Denn aufgrund 

der allgemeinen Teuerung sind zahlreiche Familienbudgets bereits ausgereizt.   

Es steigen nicht nur die Wohnkosten. Der Anstieg der Krankenkassenprämien und Stromkosten sowie 

die Preisentwicklung bei kohlenstoffbasierten Energieträgern wiegen schwer. So werden allein die 

Zuger Krankenkassenprämien 2024 im Mittel um 10,2 Prozent hochschnellen.  

Das Budget vieler Mittelstandsfamilien ist bereits am Anschlag. Menschen, die kleinere Einkommen 

erzielen, trifft die Preisentwicklung umso heftiger. Vor allem Menschen mit Kindern sehen sich am 

Monatsende vor die Herausforderung gestellt, wie dreistellige Zusatzkosten gestemmt werden 

können. Diese Entwicklungen sollten die Zuger Politik zum Innehalten veranlassen. Es braucht mehr 

Verständnis für die Bedürfnisse von Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen und weniger 

Unterstützung für die Allerreichsten.  

Investitionen für alle statt Steuersenkungen für Reiche 

Die Alternativen-die Grünen (ALG), die Sozialdemokratische Partei des Kantons Zug (SP), die 

Christlichsoziale Partei (CSP) sowie die Gewerkschaften plädieren dafür, die Steuereinnahmen für 

Investitionen in den Wohnungsbau, den öffentlichen Verkehr, den Klimaschutz und in soziale Projekte 

zu nutzen, anstatt in Steuersenkungen zu investieren. Nur so können wir den Herausforderungen der 

Zukunft gerecht werden und eine nachhaltige Entwicklung des Kantons Zug fördern. 

Für den Mittelstand und Personen mit geringeren Einkommen wird das Leben durch Teuerung, 

Krankenkassenprämien und steigende Mieten bereits heute immer teurer. Für sie ist beim 130 

Millionen Steuerpaket nichts dabei. Das ganze Geld fliesst zu Personen, die heute schon heute von 

sehr tiefen Steuern im Kanton Zug profitieren. Das geplante Steuerpaket bietet somit keine Lösungen 

und steht nicht im Interesse der breiten Bevölkerung. Denn: Es geht nicht auf ihre Probleme ein, 

sondern verschlimmert einige davon sogar.  

 Grundsätzlich stehen die Gegnerinnen der Gesetzesvorlage nicht allen Anpassungen im Steuergesetz 

negativ gegenüber. Verschiedene Anträge der ALG und SP, welche garantiert hätten, dass vor allem 

der Mittelstand profitiert hätte, wurden während der Gesetzesdebatte leider abgelehnt. Das geplante 
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Steuerpaket bietet keine Lösungen und steht nicht im Interesse der breiten Bevölkerung. Es treibt die 

Entwicklung von Zug als Steueroase für Superreiche voran und führt zur weiteren Vertreibung des 

Mittelstandes aus dem Kanton Zug.  

 

Auch der reiche Kanton Zug braucht Mittel - für vernünftige Projekte.  

Aufgrund der Steuerrevision kommt es zu jährlichen Mindereinnahmen von rund 140 Millionen 

Franken. Das ist auch für den Kanton Zug viel Geld. Statt mit dem Verzicht auf Einnahmen noch mehr 

Superreiche anzulocken, könnte stattdessen die Zukunft des Kantons nachhaltig gesichert werden. 

- Der Kanton Zug ist reich, doch die Dynamik hat Folgen für die Bevölkerung, die sich 

Wohnraum immer schlechter leisten kann. Heute unterstehen nur 3% aller Wohnungen dem 

kantonalen Wohnraumförderungsgesetz. Die Annahme der Stadtzuger Volksinitiative “2000 

Wohnungen für den Zuger Mittelstand” hat gezeigt: Es muss endlich was getan werden. Ein 

Fonds würde die Vergabe fairer Kredite an Zuger Wohnbaugenossenschaften ermöglichen. 

So könnten die bauwilligen Genossenschaften bei der bedarfsgerechten Erstellung von 

gemeinnützigem Wohnraum wirksam unterstützt werden können.  

- Die Krankenkassenprämien steigen immer weiter in die Höhe. Weil die 

Krankenkassenprämien unabhängig vom eigenen Einkommen sind, werden Menschen mit 

kleineren und mittleren Einkommen unverhältnismässig stark belastet. Solange das 

Gesundheitssystem nicht umgestaltet wird, steht der Kanton in der Verantwortung einen 

angemessenen Beitrag an die Prämienverbilligungen zu leisten.  

- Mit bedarfsgerechten Bildungsgutschriften können Menschen bei der Erst-, Zweit- und 

Weiterbildung unterstützt werden.  

- Der Umgang mit der Herausforderung des Klimawandels beschäftigt viele Menschen. Ein 

ambitioniertes Klima-Investitionsprogramm würde den Kanton zum Klimavorreiter machen 

und Aufträge für das einheimische Gewerbe schaffen. Es braucht sozial verträgliche 

Sanierungen von Wohneigentum, mehr Unabhängigkeit durch den verstärkten Ausbau 

erneuerbarer Energien und den Aufbau einer umweltschonenden Kreislaufwirtschaft.  

- Stau gehört auf vielen Zuger Strassen zum Alltag. Ein kluger Ausbau des öffentlichen 

Verkehrs sowie sichere und attraktive Veloachsen würden für Abhilfe sorgen und dem Klima 

guttun. Damit auch weniger zentral gelegene Gebiete den Anschluss nicht verlieren und sich 

auch Menschen mit kleineren Einkommen den öffentlichen Verkehr leisten können, braucht 

es angemessene Investitionen des Kantons.   

- Mit einem Ausbau der Förderung von Bildung und Forschung könnte Zug zu einem echten 

Hochschul- und Forschungskanton werden. Das schafft Nachfrage vor Ort fürs lokale 

Gewerbe und macht uns unabhängiger von den Sitzen ausländischer Unternehmen. Diese 

können jederzeit umziehen und stellen teilweise ein Klumpenrisiko dar (Crypto, Rohstoffe).  

Es ist Zeit zum Überdenken statt zum Übertreiben.  

Die Folgen des Bevölkerungswachstums sind in Zug unübersehbar: Die Natur wird stark beansprucht 

und auf den Strassen stauen sich die Autos. Der Raum wird knapp, die Lebensqualität nimmt 

Schaden. Insbesondere wird es für Zugerinnen und Zuger immer schwieriger, erschwinglichen 

Wohnraum zu finden. Viele können sich den Kanton schlicht nicht mehr leisten. 

Die Bevölkerung droht unter die Räder der Wachstumsentwicklung zu geraten. Es ist deshalb an der 

Zeit, das Modell Zug weiterzuentwickeln. Es braucht qualitatives Wachstum statt mehr vom selbem. 

Damit diese Diskussion ernsthaft in den Gang kommt, braucht es das Nein zur Steuerrevision.  


